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Die Mittel [Mio. Euro] für den Um- und Ausbau und die Bestandserhaltung der Staatsstraßen verteilen sich 
wie folgt auf die Regierungsbezirke: 
 

Regierungsbezirk Ausgaben 
2009 

Ansatz 
2010 

Oberbayern 60,0 51,3 
Niederbayern 34,3 28,6 
Oberpfalz 28,1 21,8 
Oberfranken 25,9 17,5 
Mittelfranken 25,7 16,9 
Unterfranken 33,8 23,7 
Schwaben 21,5 19,5 
Summe Bayern 229,3 179,3 

 
Die im Haushalt veranschlagten Kostenbeteiligungen und EU-Fördermittel sind im Ansatz 2010 noch nicht 
berücksichtigt, da sie erst mit der Einnahme kassenwirksam werden. Es besteht daher eine Differenz zum 
Haushaltsansatz von 192 Mio. Euro für 2010. 

3. Abgeordneter 
Ludwig 
Hartmann 
(BÜNDNIS 
90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ich frage die Staatsregierung, gibt es für Kommunen in Bayern die Möglichkeit für 
Anlagen, die im Zusammenhang mit dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EE-
WärmeG) errichtet werden, einen Anschluss- und Benutzungszwang zum Zwecke des 
Klima- und Ressourcenschutzes auszusprechen, wie dies in §16 EEWärmeG vorgese-
hen ist, bzw. plant die Staatsregierung die gesetzliche Grundlage zu schaffen, damit 
dies zukünftig möglich ist? 

 

Antwort des Staatsministeriums des Innern 

Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr, Infrastruktur und 
Technologie beantwortet. § 16 des Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneu-
erbare-Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG) ist unmittelbar anwendbares Bundesrecht und gilt damit auch 
in Bayern. 

§ 16 EEWärmeG lautet: „Die Gemeinden und Gemeindeverbände können von einer Bestimmung nach Lan-
desrecht, die sie zur Begründung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der öffentlichen Nah- 
oder Fernwärmeversorgung ermächtigt, auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes Gebrauch ma-
chen.“ 

Nach der Gesetzesbegründung zu § 16 EEWärmeG im Gesetzentwurf der Bundesregierung (BR-Drs. 9/08 
S. 65) wurde aufgrund der in den Ländern bereits bestehenden allgemeinen Ermächtigungsgrundlagen zum 
Anschluss- und Benutzungszwang mit § 16 EEWärmeG keine neue bundesrechtliche Ermächtigungsgrundla-
ge geschaffen, sondern es wurden vielmehr die bestehenden Ermächtigungsgrundlagen auch für den Klima- 
und Ressourcenschutz geöffnet. 

Mit der Regelung sollte aus Sicht der Bundesregierung die Unsicherheit beseitigt werden, ob auf Grundlage 
der bestehenden Ermächtigungsgrundlagen in den Gemeindeordnungen der Länder ein Anschluss- und Be-
nutzungszwang auch aus globalen Klimaschutzgründen angeordnet werden kann. Diese resultierte daraus, 
dass für landesrechtliche Ermächtigungen, die nicht ausdrücklich auch den Klimaschutz als Grund für die 
Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwangs vorsehen, trotz höchstrichterlicher Entscheidungen offen 
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war, ob ein Anschluss- und Benutzungszwang gerade aus Klimaschutzgründen angeordnet werden kann. § 16 
EEWärmeG will ausdrücklich ermöglichen, dass bundesweit Gemeinden und Gemeindeverbände unter Beru-
fung auf den Zweck und das Ziel des § 1 EEWärmeG einen Anschluss- und Benutzungszwang anordnen kön-
nen, sofern sie das Landesrecht zur Begründung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der öf-
fentlichen Wärmeversorgung ermächtigt. 

Ausgehend von § 16 EEWärmeG ist in Bayern die Ermächtigung in Art. 24 Abs. 1 Nr. 3 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung – GO) dahingehend zu verstehen, dass für Grundstücke, die 
einer neuen Bebauung zugeführt werden, sowie in Sanierungsgebieten der Anschluss an Einrichtungen zur 
Versorgung mit Fernwärme und deren Benutzung auch zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes zur 
Pflicht gemacht werden kann; ausgenommen sind Grundstücke mit emissionsfreien Heizeinrichtungen. 

Es wird erwogen, aus Gründen der Rechtssystematik und Rechtsvereinheitlichung die mit § 16 EEWärmeG 
erfolgte Ergänzung auch ausdrücklich in den Wortlaut des Art. 24 Abs. 1 Nr. 3 GO zu übernehmen. 

 

4. Abgeordneter 
Franz 
Schindler 
(SPD) 

Nachdem bekannt geworden ist, dass alle für den Internetdienst von Google Street 
View im Einsatz befindlichen Fahrzeuge mit technischen Geräten zur Kartografierung 
von WLAN-Netzen ausgerüstet sind und sich der Verdacht erhärtet, dass die Fahrten 
für Google Street View nicht nur zur Aufnahme von Straßenansichten, sondern auch 
zur flächendeckenden Erhebung und Speicherung von WLAN-Netzen genutzt werden, 
frage ich die Staatsregierung, ob sie diese Vorgehensweise der Fa. Google für recht-
mäßig hält und welche Maßnahmen sie gegebenenfalls eingeleitet hat oder einzuleiten 
beabsichtigt, um die flächendeckende Erhebung und Speicherung von privat betriebe-
nen WLAN-Netzen in Bayern zu unterbinden? 

 

Antwort des Staatsministeriums des Innern 

Über die Erfassung von WLAN-Netzen durch die Fahrzeuge von Google Street View haben der Hamburgi-
sche Datenschutzbeauftragte und der Bundesbeauftragte für den Datenschutz in einer gemeinsamen Presseer-
klärung vom 22. April 2010 berichtet. Nach ihrer Auffassung ist diese Erfassung rechtswidrig, da dabei per-
sonenbezogene Daten entgegen den Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes erhoben werden. 

Die deutsche Niederlassung der Firma Google hat ihren Sitz in Hamburg. Der Hamburgische Datenschutzbe-
auftragte beabsichtigt daher als zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde datenschutzaufsichtsrechtliche Maß-
nahmen gegen Google zu ergreifen. In einer Besprechung der Datenschutzaufsichtsbehörden der Länder für 
den nicht-öffentlichen Bereich am 28./29. April 2010 hat er über den Sachverhalt und seine rechtliche Bewer-
tung berichtet und angekündigt, von Google die Einstellung des Scannens von WLAN-Netzen und den Aus-
bau der Geräte aus den Google-Street-View-Fahrzeugen zu fordern. 

Die Staatsregierung wird zusammen mit dem Landesamt für Datenschutzaufsicht beobachten, ob Hamburg 
diese Forderungen gegen Google durchsetzen kann. Danach wird zu entscheiden sein, ob auch für Bayern 
Handlungsbedarf besteht. 


